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Beschlussempfehlung 

 Ausschuss 
für Wirtschaft, Arbeit und Verkehr 
 

Hannover, den 11.10.2013

 

a) Entwurf eines Niedersächsischen Gesetzes zur Sicherung von Tariftreue, Sozialstan-
dards und Wettbewerb bei der Vergabe öffentlicher Aufträge (Niedersächsisches Tarif-
treue- und Vergabegesetz) 

Gesetzentwurf der Fraktion der SPD und der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen - Drs. 17/259 

b) Entwurf eines Niedersächsischen Gesetzes zur Sicherung von Tariftreue und Wettbe-
werb bei der Vergabe öffentlicher Aufträge (Niedersächsisches Tariftreue- und Vergabe-
gesetz) 

Gesetzentwurf der Fraktion der CDU - Drs. 17/606 

Berichterstatter: Abg. Gerd Ludwig Will (SPD) 
(Es ist ein mündlicher Bericht vorgesehen.) 

 

Der Ausschuss für Wirtschaft, Arbeit und Verkehr empfiehlt dem Landtag,  

1. den Gesetzentwurf der Fraktion der SPD und der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen  
- Drs. 17/259 - mit den aus der Anlage ersichtlichen Änderungen anzunehmen und 

2. den Gesetzentwurf der Fraktion der CDU - Drs. 17/606 - abzulehnen. 

 

Karl-Heinz Bley 
Amtierender Vorsitzender 
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Niedersächsisches Gesetz  

zur Sicherung von Tariftreue, Sozialstandards und  
Wettbewerb bei der Vergabe öffentlicher Aufträge  

(Niedersächsisches Tariftreue- und Vergabegesetz) 

Niedersächsisches Gesetz  
zur Sicherung von Tariftreue____ und  

Wettbewerb bei der Vergabe öffentlicher Aufträge  
(Niedersächsisches Tariftreue- und Vergabegesetz - 

NTVergG) 
  

§ 1 § 1 
Zweck des Gesetzes Zweck des Gesetzes 

  
 Dieses Gesetz soll Verzerrungen im Wettbewerb 
um öffentliche Aufträge entgegenwirken, die durch den 
Einsatz von Niedriglohnkräften entstehen, und Belastun-
gen für die sozialen Sicherungssysteme mildern. 

 Dieses Gesetz soll Verzerrungen im Wettbewerb 
um öffentliche Aufträge entgegenwirken, die durch den 
Einsatz von Niedriglohnkräften entstehen, ____ Belas-
tungen für die sozialen Sicherungssysteme mildern so-
wie die umwelt- und sozialverträgliche Beschaffung 
durch die öffentliche Hand fördern. 

  
§ 2 § 2 

Anwendungsbereich Anwendungsbereich 
  
 (1) 1Dieses Gesetz gilt für die Vergabe öffentlicher 
Aufträge über die Beschaffung von Leistungen, die Lie-
fer-, Bau- oder Dienstleistungen zum Gegenstand ha-
ben, im Sinne des § 99 des Gesetzes gegen Wettbe-
werbsbeschränkungen (GWB) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 15. Juli 2005 (BGBl. I S. 2114, 2009 
I S. 3850), zuletzt geändert durch Artikel 1 und Artikel 4 
Abs. 2 des Gesetzes vom 5. Dezember 2012 (BGBl. I 
S. 2403), in der jeweiligen Fassung unabhängig von den 
Schwellenwerten gemäß § 100 Abs. 1 GWB ab einem 
geschätzten Auftragswert von 10 000 Euro ohne Um-
satzsteuer. 2Für die Schätzung gilt § 3 der Vergabever-
ordnung in der Fassung vom 11. Februar 2003 (BGBl. I 
S. 169), zuletzt geändert durch Artikel 1 der Verordnung 
vom 12. Juli 2012 (BGBl. I S. 1508), in der jeweils gel-
tenden Fassung. 3Das Gesetz gilt nicht für öffentliche 
Aufträge, die im Namen oder im Auftrag des Bundes 
ausgeführt werden. 

 (1) 1Dieses Gesetz gilt für die Vergabe öffentlicher 
Aufträge über __________ Liefer-, Bau- oder Dienstleis-
tungen __________ (§ 99 des Gesetzes gegen Wettbe-
werbsbeschränkungen - GWB - in der Fassung 
__________ vom 26. Juni 2013 - BGBl. I S. 1750, 
3245 -, zuletzt geändert durch Artikel 2 Abs. 78 des Ge-
setzes vom 7. August 2013 - BGBl. I S. 3154 -, in der 
jeweils geltenden Fassung) __________ ab einem ge-
schätzten Auftragswert von 10 000 Euro (ohne Umsatz-
steuer); es gilt nicht für Auslobungen und Baukon-
zessionen (§ 99 Abs. 5 und 6 GWB) sowie für freibe-
rufliche Leistungen. 2Für die Schätzung gilt § 3 der 
Vergabeverordnung in der Fassung vom 11. Febru-
ar 2003 (BGBl. I S. 169), zuletzt geändert durch Artikel 1 
der Verordnung vom 12. Juli 2012 (BGBl. I S. 1508), in 
der jeweils geltenden Fassung. 3Das Gesetz gilt nicht für 
öffentliche Aufträge, die im Namen oder im Auftrag des 
Bundes ausgeführt werden. 

  
  (1/1) Für Auftragsvergaben, bei denen der ge-

schätzte Auftragswert den jeweiligen Schwellenwert 
gemäß § 100 Abs. 1 GWB erreicht oder überschreitet, 
sind von den folgenden Vorschriften nur die Absät-
ze 2 und 4 sowie die §§ 5 bis 7, 9 Abs. 1 und §§ 11 
bis 18 ergänzend anzuwenden.  

  
 (2) Für öffentliche Aufträge im Bereich des öffentli-
chen Personenverkehrs gelten die Regelungen dieses 
Gesetzes für alle Dienstleistungsaufträge im Sinne der 
Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 des Europäischen Par-
laments und des Rates vom 23. Oktober 2007 über öf-
fentliche Personenverkehrsdienste auf Schiene und 
Straße und zur Aufhebung der Verordnungen (EWG) 

 (2) Im Bereich des öffentlichen Personenverkehrs 
gelten die Regelungen dieses Gesetzes für alle öffentli-
chen Aufträge im Sinne des Absatzes 1, die Dienstleis-
tungsaufträge im Sinne der Verordnung (EG) 
Nr. 1370/2007 des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 23. Oktober 2007 über öffentliche Personen-
verkehrsdienste auf Schiene und Straße und zur Aufhe-
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Nr. 1191/69 und (EWG) Nr. 1107/70 des Rates (ABl. 
L 315/1 vom 3. Dezember 2007). 

bung der Verordnungen (EWG) Nr. 1191/69 und (EWG) 
Nr. 1107/70 des Rates (ABl. EU Nr. L 315 S. 1 
__________) sind. 

  
 (3) Öffentliche Auftraggeber im Sinne dieses Ge-
setzes sind die niedersächsischen öffentlichen Auftrag-
geber nach § 98 Nrn. 1 bis 5 GWB. 

 (3) unverändert 

  
 (4) Sollen öffentliche Aufträge gemeinsam mit Auf-
traggebern anderer Bundesländer oder von Nachbar-
staaten der Bundesrepublik Deutschland vergeben wer-
den, so ist mit diesen zwecks Einhaltung der Bestim-
mungen dieses Gesetzes eine Einigung anzustreben. 
Kommt diese nicht zustande, so kann von den Bestim-
mungen abgewichen werden. 

 (4) unverändert 

  
§ 3 § 3 

Anzuwendende Vorschriften; Wertgrenzen Anzuwendende Vorschriften; Wertgrenzen 
  
  (0/1) Bei der Vergabe unterhalb der in § 100 

Abs. 1 GWB genannten Schwellenwerte sind § 97 
Abs. 1 bis 5 sowie § 100 Abs. 2 GWB entsprechend 
anzuwenden. 

  
 (1) Bei der Vergabe unterhalb der Schwellenwerte 
nach § 100 Abs. 1 GWB gelten die Regelungen des Ab-
schnitts 1 der Vergabe- und Vertragsordnung für Leis-
tungen, Teil A: Allgemeine Bestimmungen für die Verga-
be von Leistungen (VOL/A) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 20. November 2009 (BAnz. 
Nr. 196 a vom 29. November 2009; BAnz. 2010, S. 755) 
und die Regelungen des Abschnitts 1 der Vergabe- und 
Vertragsordnung für Bauleistungen, Teil A: Allgemeine 
Bestimmungen (VOB/A 2012) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 31. Juli 2009 (BAnz. Nr. 155 a vom 
15. Oktober 2009), zuletzt geändert durch Bekanntma-
chung vom 26. Juni 2012 (BAnz. AT 13. Juli 2012 B 3), 
sowie § 100 Abs. 2 GWB entsprechend. 

 (1) Bei der Vergabe unterhalb der Schwellenwerte 
nach § 100 Abs. 1 GWB gelten die Regelungen des Ab-
schnitts 1 der Vergabe- und Vertragsordnung für Leis-
tungen, Teil A: Allgemeine Bestimmungen für die Verga-
be von Leistungen (VOL/A) in der Fassung __________ 
vom 20. November 2009 (BAnz. Nr. 196 a vom 29. De-
zember 2009, BAnz. 2010_ S. 755) und die Regelungen 
des Abschnitts 1 der Vergabe- und Vertragsordnung für 
Bauleistungen, Teil A: Allgemeine Bestimmungen 
(VOB/A 2012) in der Fassung __________ vom 31. Juli 
2009 (BAnz. Nr. 155 a vom 15. Oktober 2009, BAnz. 
2010 S. 940), zuletzt geändert durch Bekanntmachung 
vom 26. Juni 2012 (BAnz_ AT 13.07.2012 B3), 
__________ (jetzt in Absatz 0/1) entsprechend. 

  
 (2) 1Das für Öffentliches Auftragswesen zuständige 
Ministerium wird ermächtigt, zur Beschleunigung und 
Vereinfachung von Vergabeverfahren durch Verordnung 
Grenzen für Auftragswerte festzulegen, bis zu deren Er-
reichen eine Auftragsvergabe im Wege einer beschränk-
ten Ausschreibung oder einer freihändigen Vergabe 
nach den Vergabe- und Vertragsordnungen zulässig ist. 
2In der Verordnung können weitere Voraussetzungen für 
die Inanspruchnahme der Verfahrenserleichterungen ge-
regelt werden. 3Die Ermächtigung gilt abweichend von 
§ 2 Abs. 1 Satz 1 unabhängig von der Höhe des Auf-
tragswerts. 

 (2) 1Das für Öffentliches Auftragswesen zuständige 
Ministerium wird ermächtigt, zur Beschleunigung und 
Vereinfachung von Vergabeverfahren durch Verordnung 
Grenzen für Auftragswerte festzulegen, bis zu deren Er-
reichen eine Auftragsvergabe im Wege einer beschränk-
ten Ausschreibung oder einer freihändigen Vergabe 
nach den Vergabe- und Vertragsordnungen zulässig ist. 
2In der Verordnung können weitere Voraussetzungen für 
die Inanspruchnahme der Verfahrenserleichterungen ge-
regelt werden. 3 __________ (jetzt in Absatz 3) 
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  (3) Das für Öffentliches Auftragswesen zustän-

dige Ministerium wird ermächtigt, durch Verordnung 
im Einvernehmen mit dem fachlich zuständigen Mi-
nisterium Ausnahmen im Sinne des Absatzes 2 von 
anderen landesrechtlich geregelten Vergabevor-
schriften auch für Vergaben unterhalb des in § 2 
Abs. 1 Satz 1 Halbsatz 1 bestimmten Auftragswerts 
zuzulassen. 

  
§ 4 § 4 

Allgemeine Grundsätze Allgemeine Grundsätze 
  
 (1) Öffentliche Aufträge dürfen nur an fachkundige, 
leistungsfähige sowie gesetzestreue und zuverlässige 
Unternehmen vergeben werden.  

wird (hier) gestrichen 
(jetzt in § 3 Abs. 0/1) 

  
 (2) Für die Auftragsausführung können zusätzliche 
Anforderungen an Auftragnehmer gestellt werden, die 
insbesondere soziale, umweltbezogene oder innovative 
Aspekte betreffen, wenn sie im sachlichen Zusammen-
hang mit dem Auftragsgegenstand stehen und sich aus 
der Leistungsbeschreibung ergeben.  

 

  
§ 5 § 5 

Tariftreue und besondere Mindestentgelte Tariftreue und besondere Mindestentgelte 
  
 (1) 1Öffentliche Aufträge über Bau- und Dienstleis-
tungen, deren Erbringung dem Geltungsbereich des Ar-
beitnehmer-Entsendegesetzes (AEntG) in der Fassung 
vom 20. April 2009 (BGBl. I S. 799), zuletzt geändert 
durch Artikel 1c Gesetz vom 25. November 2012 
(BGBl. II S. 1381) in der jeweils geltenden Fassung un-
terfällt, dürfen nur an Unternehmen vergeben werden, 
die bei Angebotsabgabe schriftlich erklären, ihren Be-
schäftigten bei der Ausführung der Leistung ein Entgelt 
zu zahlen, das in Höhe und Modalitäten mindestens den 
Vorgaben des für allgemein verbindlich erklärten Tarif-
vertrages im Sinne des AEntG oder einer nach §§ 7 
oder 11 AEntG erlassenen Rechtsverordnung entspricht. 
2Satz 1 gilt nicht für die Leistungserbringung durch Aus-
zubildende. 

 (1) 1Öffentliche Aufträge über Bau- und Dienstleis-
tungen, für deren Erbringung ein Mindestentgelt durch 
einen für allgemeinverbindlich erklärten Tarifvertrag, 
der dem Geltungsbereich des Arbeitnehmer-
Entsendegesetzes (AEntG) __________ vom 20. April 
2009 (BGBl. I S. 799), zuletzt geändert durch Artikel 1 c 
des Gesetzes vom 25. November 2012 (BGBl. II 
S. 1381), in der jeweils geltenden Fassung unterfällt, 
oder durch eine Rechtsverordnung nach § 7 oder 11 
AEntG festgesetzt ist, dürfen nur an Unternehmen ver-
geben werden, die bei Angebotsabgabe schriftlich erklä-
ren, ihren Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern bei 
der Ausführung der Leistung mindestens dieses Min-
destentgelt nach den dort jeweils vorgesehenen Be-
dingungen zu zahlen __________. 2__________ 

  
 (2) 1Öffentliche Aufträge über Bau- und Dienstleis-
tungen, für deren Erbringung Mindestentgelte durch 
Rechtsverordnung nach § 4 Abs. 3 des Mindestarbeits-
bedingungengesetzes (MiArbG) vom 11. Januar 1952 
(BGBl. I S. 17), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Ge-
setzes vom 22. April 2009 (BGBl. I S. 818), in der jeweils 
geltenden Fassung festgesetzt sind, dürfen nur an Un-
ternehmen vergeben werden, die bei Angebotsabgabe 
schriftlich erklären, ihren Beschäftigten bei der Ausfüh-
rung der Leistung mindestens diese Mindestentgelte zu 

 (2) 1Öffentliche Aufträge über Bau- und Dienstleis-
tungen, für deren Erbringung Mindestentgelte durch 
Rechtsverordnung nach § 4 Abs. 3 des Mindestarbeits-
bedingungengesetzes (MiArbG) vom 11. Januar 1952 
(BGBl. I S. 17), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Ge-
setzes vom 22. April 2009 (BGBl. I S. 818), in der jeweils 
geltenden Fassung festgesetzt sind, dürfen nur an Un-
ternehmen vergeben werden, die bei Angebotsabgabe 
schriftlich erklären, ihren Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmern bei der Ausführung der Leistung mindes-
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zahlen. 2Satz 1 gilt nicht für die Leistungserbringung 
durch Auszubildende. 

tens diese Mindestentgelte zu zahlen. 2__________  

  
 (3) 1Öffentliche Aufträge über Dienstleistungen im 
Bereich des öffentlichen Personenverkehrs auf Straße 
und Schiene im Sinne von § 2 Abs. 2 dürfen nur an Un-
ternehmen vergeben werden, die bei Angebotsabgabe 
schriftlich erklären, ihren Beschäftigten (ohne Auszubil-
dende) bei der Ausführung der Leistung mindestens das 
in Niedersachsen für diese Leistung in einem der ein-
schlägigen und repräsentativen mit einer tariffähigen 
Gewerkschaft vereinbarten Tarifvertrag vorgesehene 
Entgelt nach den tarifvertraglich festgelegten Modalitä-
ten zu zahlen und während der Ausführungslaufzeit Än-
derungen nachzuvollziehen. 2Dies gilt auch für öffentli-
che Aufträge im freigestellten Schülerverkehr im Sinne 
des § 1 Nr. 4 Buchst. d der Freistellungs-Verordnung 
vom 30. August 1962 (BGBl. I 1962, S. 601), zuletzt ge-
ändert durch Artikel 1 der Verordnung vom 4. Mai 2012 
(BGBl. I S. 1037). 3Bei Ausschreibungen für grenzüber-
schreitenden Verkehr kann auch ein einschlägiger und 
repräsentativer Tarifvertrag aus dem jeweiligen Nach-
barstaat der Bundesrepublik Deutschland zugrunde ge-
legt werden. 4Kann dabei mit dem oder den öffentlichen 
Auftraggebern aus den Nachbarstaaten der Bundesre-
publik Deutschland keine Einigung über die Vorgabe der 
einschlägigen und repräsentativen Tarifverträge erzielt 
werden, soll die Beachtung eines einschlägigen Tarifver-
trages vorgegeben werden. 5Ist auch dies nicht möglich, 
findet Satz 1 keine Anwendung. 

 (3) 1Öffentliche Aufträge über Dienstleistungen im 
Bereich des öffentlichen Personenverkehrs auf Straße 
und Schiene im Sinne von § 2 Abs. 2 dürfen nur an Un-
ternehmen vergeben werden, die bei Angebotsabgabe 
schriftlich erklären, ihren Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmern __________ bei der Ausführung der Leis-
tung mindestens das in Niedersachsen für diese Leis-
tung in einem der einschlägigen und repräsentativen mit 
einer tariffähigen Gewerkschaft vereinbarten Tarifver-
träge vorgesehene Entgelt unter den dort jeweils vor-
gesehenen Bedingungen zu zahlen und während der 
Ausführungslaufzeit Änderungen nachzuvollziehen. 
2Dies gilt auch für öffentliche Aufträge im freigestellten 
Schülerverkehr im Sinne des § 1 Nr. 4 Buchst. d der 
Freistellungs-Verordnung vom 30. August 1962 (BGBl. I 
____ S. 601), zuletzt geändert durch Artikel 1 der Ver-
ordnung vom 4. Mai 2012 (BGBl. I S. 1037). 3Bei Aus-
schreibungen für grenzüberschreitenden Verkehr kann 
auch ein einschlägiger und repräsentativer Tarifvertrag 
aus dem jeweiligen Nachbarstaat der Bundesrepublik 
Deutschland zugrunde gelegt werden. 4Kann dabei mit 
dem öffentlichen Auftraggeber oder den öffentlichen 
Auftraggebern aus den Nachbarstaaten der Bundesre-
publik Deutschland keine Einigung über die Vorgabe der 
einschlägigen und repräsentativen Tarifverträge erzielt 
werden, soll die Beachtung eines einschlägigen Tarifver-
trages vorgegeben werden. 5Ist auch dies nicht möglich, 
findet Satz 1 keine Anwendung. 6Sind die tarifvertrag-
lich zustehenden Entgeltleistungen in mehreren Ta-
rifverträgen geregelt, so gelten diese für die Anwen-
dung der Absätze 3 bis 7 als ein Tarifvertrag. 

  
 (4) 1Das für Angelegenheiten des Arbeitsrechts zu-
ständige Ministerium stellt fest, welche Tarifverträge re-
präsentativ sind. 2Merkmale der Repräsentativität sind  

 (4) 1Das für Angelegenheiten des Arbeitsrechts zu-
ständige Ministerium stellt fest, welche Tarifverträge re-
präsentativ sind. 2Merkmale der Repräsentativität sind  

  
1. die Zahl der von den jeweils tarifgebundenen Ar-

beitgebern beschäftigten unter den Geltungsbe-
reich des Tarifvertrags fallenden Arbeitnehmerin-
nen und Arbeitnehmer, 

1. die Zahl der von den jeweils tarifgebundenen Ar-
beitgebern beschäftigten unter den Geltungsbe-
reich des Tarifvertrags fallenden Arbeitnehmerin-
nen und Arbeitnehmer, 

  
2. die Zahl der jeweils unter den Geltungsbereich des 

Tarifvertrags fallenden Mitglieder der Gewerk-
schaft, die den Tarifvertrag geschlossen hat. 

2. die Zahl der jeweils unter den Geltungsbereich des 
Tarifvertrags fallenden Mitglieder der Gewerk-
schaft, die den Tarifvertrag geschlossen hat. 

  
3Das für Angelegenheiten des Arbeitsrechts zuständige 
Ministerium regelt im Einvernehmen mit dem für Öffentli-
ches Auftragswesen und dem für Verkehr zuständigen 
Ministerium durch Verordnung das Verfahren, in dem 
festgestellt wird, welche Tarifverträge repräsentativ sind, 

3Das für Angelegenheiten des Arbeitsrechts zuständige 
Ministerium regelt im Einvernehmen mit dem für Öffentli-
ches Auftragswesen und dem für Verkehr zuständigen 
Ministerium durch Verordnung das Verfahren, in dem 
festgestellt wird, welche Tarifverträge repräsentativ sind, 
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sowie die Veröffentlichung dieser Tarifverträge; in der 
Verordnung können weitere Merkmale der Repräsentati-
vität festgelegt werden. 4Die Verordnung kann regeln, 
dass im Verfahren zur Feststellung der Repräsentativität 
ein Beirat beratend mitwirkt. 

sowie die Art der Veröffentlichung dieser Tarifverträge; 
in der Verordnung können weitere Merkmale der Reprä-
sentativität festgelegt werden. 4Die Verordnung ___ re-
gelt, dass spätestens vom 1. Januar 2015 an im Ver-
fahren zur Feststellung der Repräsentativität ein paritä-
tisch aus Vertreterinnen und Vertretern der Tarif-
partner zusammengesetzter Beirat beratend mitwirkt. 

  
 (5) 1Bei dem für Angelegenheiten des Arbeitsrechts 
zuständigen Ministerium wird eine Servicestelle einge-
richtet, die über Tariftreue- und Mindestentgeltregelun-
gen nach den Absätzen 1, 2 und 3 informiert und die 
Entgeltregelungen aus den einschlägigen Tarifverträgen 
oder Rechtsverordnungen unentgeltlich zur Verfügung 
stellt. 2Die Servicestelle macht Muster zur Abgabe von 
Tariftreue- oder Mindestentgelterklärungen öffentlich be-
kannt. 

 (5) 1Bei dem für Öffentliches Auftragswesen zu-
ständigen Ministerium wird eine Servicestelle eingerich-
tet, die über das Tariftreue- und Vergabegesetz sowie 
über Tarif____- und Mindestentgeltregelungen nach den 
Absätzen 1 bis 3 informiert und die Entgeltregelungen 
aus den einschlägigen Tarifverträgen oder Rechtsver-
ordnungen unentgeltlich zur Verfügung stellt. 2Die Servi-
cestelle macht Muster zur Abgabe von Tariftreue- oder 
Mindestentgelterklärungen öffentlich bekannt. 

  
 (6) 1Die öffentlichen Auftraggeber geben in der Be-
kanntmachung oder den Vergabeunterlagen des öffentli-
chen Auftrags an, welche für allgemein verbindlich er-
klärten oder repräsentativen Tarifverträge für die Erfül-
lung des Auftrags einschlägig sind. 2Satz 1 gilt entspre-
chend für durch Rechtsverordnung festgesetzte Min-
destentgelte. 

 (6) unverändert 
 

  
 (7) Fehlt bei Angebotsabgabe die einschlägige Ta-
riftreue- oder Mindestentgelterklärung im Sinne der Ab-
sätze 1, 2 oder 3 und wird sie auch nach Aufforderung 
nicht vorgelegt, so ist das Angebot von der Wertung 
auszuschließen. 

 (7) Fehlt bei Angebotsabgabe die ____ Tariftreue- 
oder Mindestentgelterklärung im Sinne des Absatzes 1, 
2 oder 3 und wird sie auch nach Aufforderung nicht vor-
gelegt, so ist das Angebot von der Wertung auszu-
schließen. 

  
§ 6 § 6 

Mindestentgelte Mindestentgelte 
  
 (1) 1Öffentliche Aufträge über Bau- und Dienstleis-
tungen dürfen nur an Unternehmen vergeben werden, 
die bei Angebotsabgabe schriftlich erklären, ihren Be-
schäftigten bei der Ausführung der Leistung ein Entgelt 
von mindestens 8,50 Euro (brutto) pro Stunde zu zahlen 
(Mindestentgelt). Satz 1 gilt nicht, soweit nach § 5 Tarif-
treue gefordert werden kann und die danach maßgebli-
che tarifliche Regelung für die Beschäftigten günstiger 
ist. 2Satz 1 gilt nicht für die Leistungserbringung durch 
Auszubildende. 3Fehlt die Mindestentgelterklärung im 
Sinne von Satz 1 bei Angebotsabgabe und wird sie auch 
nach Aufforderung nicht vorgelegt, so ist das Angebot 
von der Wertung auszuschließen. 

 (1) 1Öffentliche Aufträge über Bau- und Dienstleis-
tungen dürfen nur an Unternehmen vergeben werden, 
die bei Angebotsabgabe schriftlich erklären, ihren Ar-
beitnehmerinnen und Arbeitnehmern bei der Ausfüh-
rung der Leistung ein Entgelt von mindestens 8,50 Euro 
(brutto) pro Stunde zu zahlen (Mindestentgelt). 1/1Satz 1 
gilt nicht, soweit nach § 5 Tariftreue gefordert werden 
kann und die danach maßgebliche tarifliche Regelung 
für die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer günsti-
ger ist. 2__________ 3Fehlt die Mindestentgelterklärung 
im Sinne von Satz 1 bei Angebotsabgabe und wird sie 
auch nach Aufforderung nicht vorgelegt, so ist das An-
gebot von der Wertung auszuschließen. 

  
 (2) 1Eine Kommission überprüft jährlich bis zum 
31. August, beginnend im Jahr 2014, die Höhe des Min-
destentgelts nach Absatz 1 Satz 1 unter Berücksichti-
gung der wirtschaftlichen und sozialen Entwicklung und 

 (2) 1Eine Kommission überprüft jährlich bis zum 
31. August, beginnend im Jahr 2014, die Höhe des Min-
destentgelts nach Absatz 1 Satz 1 unter Berücksichti-
gung der wirtschaftlichen und sozialen Entwicklung und 
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schlägt gegebenenfalls ein angepasstes Mindestentgelt 
vor. 2Das für die Angelegenheiten des Arbeitsrechts zu-
ständige Ministerium regelt im Einvernehmen mit dem 
für Öffentliches Auftragswesen zuständigen Ministerium 
durch Verordnung die Zusammensetzung und das Ver-
fahren der Kommission. 3Die Landesregierung kann un-
ter Berücksichtigung des Vorschlags der Kommission 
ein angepasstes Mindestentgelt durch Verordnung fest-
setzen.  

schlägt gegebenenfalls ein angepasstes Mindestentgelt 
vor. 1/1Sie unterstützt und berät die Servicestelle 
nach § 5 Abs. 5. 2Das für die Angelegenheiten des Ar-
beitsrechts zuständige Ministerium regelt im Einverneh-
men mit dem für Öffentliches Auftragswesen zuständi-
gen Ministerium durch Verordnung die Zusammenset-
zung und das Verfahren der Kommission. 3Die Landes-
regierung kann das Mindestentgelt durch Verordnung 
abweichend von Absatz 1 Satz 1 festsetzen; dabei hat 
sie den Vorschlag der Kommission nach Satz 1 zu be-
rücksichtigen. 

  
§ 7 § 7 

Betreiberwechsel bei der Erbringung von  
Personenverkehrsdiensten 

Betreiberwechsel bei der Erbringung von  
Personenverkehrsdiensten 

  
 1Öffentliche Auftraggeber können gemäß der Ver-
ordnung (EG) Nummer 1370/2007 des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 23. Oktober 2007 über 
öffentliche Personenverkehrsdienste auf Schiene und 
Straße und zur Aufhebung der Verordnungen (EWG) 
Nr. 1191/69 und (EWG) Nr. 1107/70 des Rates (ABl. 
L 315/1 vom 3. Dezember 2007) verlangen, dass der 
ausgewählte Betreiber die Beschäftigten des bisherigen 
Betreibers zu den Arbeitsbedingungen übernimmt, die 
diesen von dem vorherigen Betreiber gewährt wurden. 
2Die bisherigen Betreiber sind verpflichtet, den öffentli-
chen Auftraggebern auf Anforderung die hierzu erforder-
lichen Unterlagen zur Verfügung zu stellen oder Einsicht 
in Lohn- und Meldeunterlagen, Bücher und andere Ge-
schäftsunterlagen und Aufzeichnungen zu gewähren, 
aus denen Umfang, Art, Dauer und tatsächliche Entloh-
nung der Beschäftigten hervorgehen oder abgeleitet 
werden können. 3Hierdurch entstehende Aufwendungen 
des bisherigen Betreibers werden durch den öffentlichen 
Auftraggeber erstattet. 

 1Beabsichtigt der öffentliche Auftraggeber, vom 
ausgewählten Betreiber gemäß Artikel 4 Abs. 5 Satz 1 
der Verordnung (EG) Nr. 1370/2007 __________ zu 
verlangen, dass dieser die Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer des bisherigen Betreibers zu deren bis-
herigen Arbeitsbedingungen übernimmt, __________ 
so verpflichtet er den bisherigen Betreiber, ihm die hier-
zu erforderlichen Unterlagen zur Verfügung zu stellen 
oder Einsicht in Lohn- und Meldeunterlagen, Bücher und 
andere Geschäftsunterlagen und Aufzeichnungen zu 
gewähren, aus denen Umfang, Art, Dauer und tatsächli-
che Entlohnung der Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer hervorgehen oder abgeleitet werden können. 
2__________ (Satz 2 jetzt in Satz 1) 3Hierdurch entste-
hende Aufwendungen des bisherigen Betreibers werden 
durch den öffentlichen Auftraggeber erstattet. 

  
§ 8 § 8 

Wertung unangemessen niedriger Angebote Wertung unangemessen niedriger Angebote 
  
 1Öffentliche Auftraggeber können die Kalkulation 
eines unangemessen niedrigen Angebots, auf das der 
Zuschlag erteilt werden könnte, überprüfen; bei einer 
Abweichung von mindestens 10 vom Hundert zum 
nächst höheren Angebot sind die öffentlichen Auftragge-
ber dazu verpflichtet. 2Im Rahmen dieser Überprüfung 
sind die Unternehmen verpflichtet, die ordnungsgemäße 
Kalkulation nachzuweisen. 3Kommt ein Unternehmen 
dieser Verpflichtung innerhalb einer vom öffentlichen 
Auftraggeber festgesetzten Frist nicht nach, so ist das 
Unternehmen vom weiteren Verfahren auszuschließen. 

 1Öffentliche Auftraggeber können die Kalkulation 
eines unangemessen niedrigen Angebots, auf das der 
Zuschlag erteilt werden könnte, überprüfen. 2Bei Bau-
leistungen sind die öffentlichen Auftraggeber zur Über-
prüfung verpflichtet, wenn das Angebot, auf das der 
Zuschlag erteilt werden könnte, um mindestens 
10 vom Hundert vom nächst höheren Angebot abweicht. 
3Im Rahmen dieser Überprüfung sind die Unternehmen 
verpflichtet, die ordnungsgemäße Kalkulation nachzu-
weisen. 4Kommt ein Unternehmen dieser Verpflichtung 
innerhalb einer vom öffentlichen Auftraggeber 
___gesetzten Frist nicht nach, so ist das Unternehmen 
vom weiteren Verfahren auszuschließen. 
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§ 9 § 9 
Nachweise Nachweise 

  
 (1) 1Den Nachweis ihrer Eignung können Unter-
nehmen auch im Wege der Präqualifikation gemäß den 
Vergabe- und Vertragsordnungen führen. 2Satz 1 gilt 
auch für Nachweise und Erklärungen nach diesem Ge-
setz. 

 (1) 1Die nach diesem Gesetz vorzulegenden 
Nachweise und Erklärungen können ____ gemäß den 
Vergabe- und Vertragsordnungen im Wege der Präquali-
fikation auch erbracht werden, soweit diese Nach-
weise und Erklärungen für die Aufnahme ins Präqua-
lifikationsverzeichnis nicht erforderlich sind.  
2__________ (jetzt in Satz 1) 

  
 (2) 1Bei der Vergabe von Bauaufträgen hat das Un-
ternehmen, das den Zuschlag erhalten soll, für den Fall, 
dass es nicht in das Präqualifikationsverzeichnis des 
Vereins für die Qualifizierung von Bauunternehmen e. V. 
eingetragen ist, durch Unterlagen, die nicht älter als ein 
Jahr sein dürfen, den Nachweis der vollständigen Ent-
richtung von Beiträgen zur gesetzlichen Sozialversiche-
rung zu erbringen. 2Die Unterlagen müssen von  

 (2) 1Bei der Vergabe von Bauaufträgen hat das Un-
ternehmen, das den Zuschlag erhalten soll, für den Fall, 
dass es nicht in das Präqualifikationsverzeichnis des 
Vereins für die Qualifizierung von Bauunternehmen ____ 
eingetragen ist, durch Unterlagen, die nicht älter als ein 
Jahr sein dürfen, den Nachweis der vollständigen Ent-
richtung von Beiträgen zur gesetzlichen Sozialversiche-
rung zu erbringen. 2Die Unterlagen müssen von ____ 
dem zuständigen in- oder ausländischen Sozialversiche-
rungsträger __________ ausgestellt sein. 

  
1. dem zuständigen in- oder ausländischen Sozial-

versicherungsträger oder  
1.  wird (hier) gestrichen (jetzt in Satz 2) 

  
2. der zuständigen in- oder ausländischen Sozialkas-

se ausgestellt sein, soweit das Unternehmen Bau-
aufträge im Sinne des § 99 Abs. 3 GWB ausführt 
und von dem Geltungsbereich eines Tarifvertrages 
über eine gemeinsame Einrichtung der Tarifver-
tragsparteien erfasst wird.  

2. wird gestrichen 

  
3Der Nachweis nach Satz 1 kann durch eine Bescheini-
gung des ausländischen Staates erbracht werden. 4Bei 
fremdsprachigen Bescheinigungen ist eine Übersetzung 
in die deutsche Sprache beizufügen. 

3Der Nachweis nach Satz 1 kann durch eine Bescheini-
gung des ausländischen Staates erbracht werden. 4Bei 
fremdsprachigen Bescheinigungen ist eine Übersetzung 
in die deutsche Sprache beizufügen. 

  
  

§ 10 § 10 
Mittelstandsförderung Förderung kleiner und mittlerer Unternehmen 

  
 (1) 1Mittelständische Interessen sind bei der Ver-
gabe öffentlicher Aufträge vornehmlich zu berücksichti-
gen. 2Daher sind bei der Vergabe öffentlicher Aufträge 
Leistungen in den Vergabeunterlagen nach Art und Um-
fang so in der Menge aufgeteilt (Teillose) und getrennt 
nach Fachgebieten (Fachlose) festzulegen, dass kleine 
und mittlere Unternehmen am Wettbewerb teilnehmen 
und beim Zuschlag berücksichtigt werden können. 
3Mehrere Teil- oder Fachlose dürfen zusammen verge-
ben werden, wenn wirtschaftliche oder technische Grün-
de dies erfordern. 4Generalunternehmervergaben stellen 

unverändert 
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den Ausnahmefall dar und bedürfen einer gesonderten 
Begründung. 
  
 (2) Öffentliche Auftraggeber sollen kleine und mitt-
lere Unternehmen bei beschränkten Ausschreibungen 
und freihändigen Vergaben in angemessenem Umfang 
zur Angebotsabgabe auffordern.  

 

  
§ 11 § 11 

Umweltverträgliche Beschaffung Umweltverträgliche Beschaffung 
  
 1Öffentliche Auftraggeber sollen im Rahmen der 
Auftragsvergabe dafür Sorge tragen, dass umwelt-
freundliche Aspekte bei Erstellung, Lieferung, Nutzung 
und Entsorgung der zu beschaffenden Gegenstände 
oder Leistungen berücksichtigt werden. 2Entsprechende 
Anforderungen müssen im sachlichen Zusammenhang 
mit dem Auftragsgegenstand stehen und sich aus der 
Leistungsbeschreibung ergeben. 

 1Öffentliche Auftraggeber können __________ bei 
der Festlegung der Anforderungen an die zu beschaf-
fenden Gegenstände oder Leistungen berücksichtigen, 
inwieweit deren Erstellung, Lieferung, Nutzung und 
Entsorgung umweltverträglich erfolgt. 2Entsprechende 
Anforderungen müssen im sachlichen Zusammenhang 
mit dem Auftragsgegenstand stehen und sich aus der 
Leistungsbeschreibung ergeben. 

  
§ 12 § 12 

Berücksichtigung sozialer Kriterien Berücksichtigung sozialer Kriterien 
  
 (1) 1Öffentliche Auftraggeber sollen im Rahmen der 
Auftragsvergabe soziale Kriterien als Anforderungen an 
die Unternehmen berücksichtigen. 2Diese Anforderun-
gen dürfen nur für die Auftragsausführung und nur an 
Unternehmen mit mindestens 20 Beschäftigten (ohne 
Auszubildende) gestellt werden. 

 (1) 1Öffentliche Auftraggeber können __________ 
soziale Kriterien als Anforderungen an die Unternehmen 
berücksichtigen. 2Soziale Anforderungen dürfen nur für 
die Auftragsausführung und nur an Unternehmen mit 
mindestens 20 Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-
mern __________ gestellt werden. 

  
 (2) Zu berücksichtigende soziale Kriterien sind ins-
besondere: 

 (2) Zu berücksichtigende soziale Kriterien können 
insbesondere sein: 

  
1. die Beschäftigung von schwerbehinderten Men-

schen, 
1. bis 5. unverändert 

  
2. die Förderung der Chancengleichheit und Gleich-

stellung von Frauen und Männern im Beruf, 
 

  
3. die Beschäftigung von Auszubildenden,  
  
4. die Beteiligung an tariflichen Umlageverfahren zur 

Sicherung der beruflichen Erstausbildung oder an 
Ausbildungsverbünden oder 

 

  
5. die Beschäftigung von Langzeitarbeitslosen.  
  

§ 13 § 13 
Beachtung der ILO-Kernarbeitsnormen Beachtung von ILO-Mindestanforderungen 

an die Arbeitsbedingungen 
  
 (1) 1Bei der Vergabe von Bau-, Liefer- oder Dienst-
leistungen sollen nur solche Waren Gegenstand der 

 (1) 1Bei der Vergabe von Bau-, Liefer- oder Dienst-
leistungen ist darauf hinzuwirken, dass im Anwen-
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Leistung sein, die unter Beachtung der in den ILO-
Kernarbeitsnormen festgelegten Mindeststandards ge-
wonnen oder hergestellt worden sind. 2Die Mindeststan-
dards der ILO-Kernarbeitsnormen ergeben sich aus 

dungsbereich des Absatzes 4 keine Waren Gegen-
stand der Leistung sind, die unter Missachtung der in 
den ____Kernarbeitsnormen der Internationalen Ar-
beitsorganisation (ILO) festgelegten Mindestanforde-
rungen gewonnen oder hergestellt worden sind. 2Diese 
Mindestanforderungen __________ ergeben sich aus 

  
1. dem Übereinkommen Nr. 29 über Zwangs- oder 

Pflichtarbeit vom 28. Juni 1930 (BGBl. 1956 II 
S. 641), 

1. bis 8. unverändert 

  
2. dem Übereinkommen Nr. 87 über die Vereini-

gungsfreiheit und den Schutz des Vereinigungs-
rechtes vom 9. Juli 1948 (BGBl. 1956 II S. 2073), 

 

  
3. dem Übereinkommen Nr. 98 über die Anwendung 

der Grundsätze des Vereinigungsrechtes und des 
Rechtes zu Kollektivverhandlungen vom 1. Juli 
1949 (BGBl. 1955 II S. 1123), 

 

  
4. dem Übereinkommen Nr. 100 über die Gleichheit 

des Entgelts männlicher und weiblicher Arbeitskräf-
te für gleichwertige Arbeit vom 29. Juni 1951 
(BGBl. 1956 II S. 24), 

 

  
5. dem Übereinkommen Nr. 105 über die Abschaf-

fung der Zwangsarbeit vom 25. Juni 1957 (BGBl. 
1959 II S. 442), 

 

  
6. dem Übereinkommen Nr. 111 über die Diskriminie-

rung in Beschäftigung und Beruf vom 25. Juni 1958 
(BGBl. 1961 II S. 98), 

 

  
7. dem Übereinkommen Nr. 138 über das Mindestal-

ter für die Zulassung zur Beschäftigung vom 
26. Juni 1973 (BGBl. 1976 II S. 202) und 

 

  
8. dem Übereinkommen Nr. 182 über das Verbot und 

unverzügliche Maßnahmen zur Beseitigung der 
schlimmsten Formen der Kinderarbeit vom 17. Juni 
1999 (BGBl. 2001 II S. 1291). 

 

  
 (2) 1Die Unternehmen haben bei Angebotsabgabe 
eine Erklärung abzugeben, dass sie dafür Sorge tragen, 
den Auftrag mit Waren auszuführen, die unter Beach-
tung der ILO-Kernarbeitsnormen gemäß Absatz 1 ge-
wonnen oder hergestellt worden sind. 2Die Unternehmen 
haben unter zumutbarem Aufwand zu ermitteln, ob die 
von ihnen verwendeten Waren diese Voraussetzungen 
erfüllen. 3Die Ermittlungen sind zu dokumentieren; ein 
entsprechender Nachweis ist dem öffentlichen Auftrag-
geber auf Aufforderung vorzulegen. 

 (2) wird gestrichen 
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 (3) Fehlt die Erklärung nach Absatz 2 Satz 1 bei 
Angebotsabgabe und wird sie auch nach Aufforderung 
nicht vorgelegt, so ist das Angebot von der Wertung 
auszuschließen. 

 (3) wird gestrichen 

  
 (4) 1Die Landesregierung wird ermächtigt, durch 
Verordnung für bestimmte Waren den Mindestinhalt der 
vertraglichen Regelungen zur Sicherstellung der Ver-
pflichtung nach Absatz 1 zu bestimmen. 2Die Verord-
nung kann Vorgaben zu geeigneten Zertifizierungen und 
Nachweisen sowie zur Ausgestaltung von Kontrollen und 
Sanktionen bei Nichteinhaltung der vertraglichen Rege-
lungen treffen. 3Wird ein öffentlicher Auftrag nach den 
Vorgaben der Verordnung abgewickelt, finden Absätze 2 
und 3 keine Anwendung.  

 (4) 1Die Landesregierung bestimmt durch Verord-
nung, auf welche Produktgruppen oder Herstel-
lungsverfahren Absatz 1 anzuwenden ist und wel-
chen Mindestinhalt die vertraglichen Regelungen nach 
Absatz 1 Satz 1 haben sollen. 2Die Verordnung trifft 
Bestimmungen zu ____ Zertifizierungen und Nachwei-
sen sowie zur vertraglichen Ausgestaltung von Kontrol-
len und vertraglichen Sanktionen __________. 
3__________ 

  
§ 14 § 14 

Nachunternehmen Nachunternehmen 
  
 (1) 1Soweit Nachunternehmen bei der Auftragser-
füllung eingesetzt werden, muss das Unternehmen sich 
auch dazu verpflichten, den eingesetzten Nachunter-
nehmen die Erklärungen nach § 5 Abs. 1 bis 3, § 6 
Abs. 1 und § 13 Abs. 2 Satz 1 sowie die Nachweise 
nach § 9 Abs. 2 und § 13 Abs. 2 Satz 3 abzuverlangen 
und diese dem öffentlichen Auftraggeber vorzulegen. 
2Das Unternehmen, das einen Auftrag an ein Nachun-
ternehmen vergibt, hat die Einhaltung der sich aus den 
Erklärungen und Nachweisen nach Satz 1 ergebenen 
Verpflichtungen durch die Nachunternehmen sicherzu-
stellen. 

 (1) 1Soweit Nachunternehmen bei der Auftragser-
füllung eingesetzt werden, muss das Unternehmen sich 
____ dazu verpflichten, den eingesetzten Nachunter-
nehmen die Erklärungen nach § 5 Abs. 1 bis 3 oder § 6 
Abs. 1 ____ sowie den Nachweis nach § 9 Abs. 2 ____ 
abzuverlangen und diese dem öffentlichen Auftraggeber 
vorzulegen. 2Das Unternehmen, das einen Auftrag an 
ein Nachunternehmen vergibt, hat vertraglich sicherzu-
stellen, dass das Nachunternehmen die ihm nach 
Satz 1 aufzuerlegenden Verpflichtungen übernimmt 
und die Verpflichtungen, auf die sich die in Satz 1 
genannten Erklärungen und Nachweise beziehen, ein-
hält. 3Für Nachunternehmen gilt § 9 Abs. 1 entspre-
chend. 

  
 (2) 1Die Unternehmen haben bei Abgabe ihres An-
gebots ein Verzeichnis der Nachunternehmerleistungen 
vorzulegen. 2Die nachträgliche Einschaltung oder der 
Wechsel eines Nachunternehmens bedarf der Zustim-
mung des öffentlichen Auftraggebers. 

 (2) 1Die Unternehmen haben bei Abgabe ihres An-
gebots ein Verzeichnis der Nachunternehmen, die sie 
einsetzen wollen, und der auf sie entfallenden Leis-
tungen vorzulegen. 2Die nachträgliche Einschaltung oder 
der Wechsel eines Nachunternehmens bedarf der Zu-
stimmung des öffentlichen Auftraggebers. 

  
 (3) Auf die Verpflichtung zur Vorlage von Erklärun-
gen und Nachweisen kann verzichtet werden, wenn das 
Auftragsvolumen des jeweiligen Nachunternehmens we-
niger als 5 000 Euro ohne Umsatzsteuer beträgt. 

 (3) Auf die __________ Vorlage von Erklärungen 
und Nachweisen kann der öffentliche Auftraggeber 
verzichten ____, soweit der Anteil des Auftrags, der 
auf das jeweilige Nachunternehmen entfällt, weniger 
als 3 000 Euro (ohne Umsatzsteuer) beträgt. 

  
§ 15 § 15 

Kontrollen Kontrollen 
  
 (1) 1Die öffentlichen Auftraggeber sind gehalten, 
Kontrollen durchzuführen, um die Einhaltung der Vorga-
ben dieses Gesetzes zu überprüfen. 2Liegen den öffent-

 (1) 1Die öffentlichen Auftraggeber sind gehalten, 
Kontrollen durchzuführen, um zu überprüfen, ob die be-
auftragten Unternehmen und die jeweiligen Nachun-
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lichen Auftraggebern Anhaltspunkte dafür vor, dass die 
sich aus den Erklärungen nach § 5 Abs. 1 bis 3 und § 6 
Abs. 1 ergebenden Verpflichtungen nicht eingehalten 
werden, so sind sie zur Durchführung von Kontrollen 
verpflichtet. 3Das beauftragte Unternehmen und die je-
weiligen Nachunternehmen sind verpflichtet, dem öffent-
lichen Auftraggeber die Einhaltung der Erklärungen ins-
besondere nach den §§ 5 Abs. 1 bis 3 und 6 Abs. 1 auf 
dessen Verlangen jederzeit nachzuweisen. 4Der öffentli-
che Auftraggeber darf zu diesem Zweck in erforderli-
chem Umfang Einsicht in Unterlagen insbesondere in 
Lohn- und Meldeunterlagen, Bücher und andere Ge-
schäftsunterlagen und Aufzeichnungen nehmen, aus 
denen Umfang, Art, Dauer und tatsächliche Entlohnung 
der Beschäftigten hervorgehen oder abgeleitet werden. 
5Das beauftragte Unternehmen und die Nachunterneh-
men haben ihre Beschäftigten auf die Möglichkeit sol-
cher Kontrollen hinzuweisen.  

ternehmen die von ihnen im Hinblick auf dieses Ge-
setz übernommenen vergaberechtlichen Verpflich-
tungen einhalten. 2__________ (jetzt Absatz 1/2) 3Das 
beauftragte Unternehmen und die jeweiligen Nachunter-
nehmen sind verpflichtet, dem öffentlichen Auftraggeber 
die Einhaltung der Verpflichtungen nach Satz 1 auf 
dessen Verlangen jederzeit nachzuweisen.  
4__________ (jetzt Absatz 1/1) 
5__________ (jetzt Absatz 2 Satz 3) 

  
  (1/1) Der öffentliche Auftraggeber darf __________ 

Einsicht in Unterlagen, insbesondere in Lohn- und Mel-
deunterlagen, Bücher und andere Geschäftsunterlagen 
und Aufzeichnungen, nehmen, aus denen Umfang, Art, 
Dauer und tatsächliche Entlohnung der Beschäftigten 
hervorgehen oder abgeleitet werden, um die Einhal-
tung der vergaberechtlichen Verpflichtungen nach 
Absatz 1 Satz 1 zu überprüfen, die sich auf die Be-
schäftigten beziehen. 

  
  (1/2) Liegen den öffentlichen Auftraggebern An-

haltspunkte dafür vor, dass die sich aus den Erklärungen 
nach § 5 Abs. 1 bis 3 und § 6 Abs. 1 ergebenden Ver-
pflichtungen nicht eingehalten werden, so sind sie zur 
Durchführung von Kontrollen verpflichtet.  

  
 (2) 1Das beauftragte Unternehmen und die Nach-
unternehmen haben vollständige und prüffähige Unter-
lagen nach Absatz 1 über die eingesetzten Beschäftig-
ten bereitzuhalten. 2Auf Verlangen des öffentlichen Auf-
traggebers sind ihm diese Unterlagen vorzulegen. 

 (2) 1Das beauftragte Unternehmen und die Nach-
unternehmen haben vollständige und prüffähige Unter-
lagen nach Absatz 1/1 über die eingesetzten Beschäf-
tigten bereitzuhalten. 2Auf Verlangen des öffentlichen 
Auftraggebers sind ihm diese Unterlagen vorzulegen. 
3Das beauftragte Unternehmen und die Nachunterneh-
men haben ihre Beschäftigten auf die Möglichkeit sol-
cher Kontrollen hinzuweisen. 

  
 (3) Die erforderlichen Rechte des öffentlichen Auf-
traggebers zur Einsichtnahme in Unterlagen sowie die 
Auskunfts- und Mitwirkungspflichten des beauftragten 
Unternehmens und der jeweiligen Nachunternehmen 
sind vertraglich sicherzustellen. 

 (3) Die ____ Rechte des öffentlichen Auftraggebers 
nach Absatz 1 Satz 3 und den Absätzen 1/1 und 2 zur 
Einsichtnahme in Unterlagen sowie die Auskunfts- und 
Mitwirkungspflichten des beauftragten Unternehmens 
und der jeweiligen Nachunternehmen sind vertraglich si-
cherzustellen. 
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  (4) Die Servicestelle nach § 5 Abs. 5 nimmt 

Hinweise zu öffentlichen Aufträgen entgegen, die 
Anlass für Kontrollen nach Absatz 1 oder 1/2 sein 
können, und leitet diese an den jeweiligen öffentli-
chen Auftraggeber weiter. 

  
§ 16 § 16 

Sanktionen Sanktionen 
  
 (1) 1Um die Einhaltung der sich aus den Erklärun-
gen nach § 5 Abs. 1 bis 3 und § 6 Abs. 1 ergebenden 
Verpflichtungen zu sichern, hat der öffentliche Auftrag-
geber für jeden schuldhaften Verstoß eine Vertragsstrafe 
in Höhe von 1 vom Hundert des Auftragswerts mit dem 
beauftragten Unternehmen zu vereinbaren; bei mehre-
ren Verstößen darf die Summe der Vertragsstrafen 10 
vom Hundert des Auftragswerts nicht überschreiten. 
2Das beauftragte Unternehmen ist zur Zahlung einer 
Vertragsstrafe nach Satz 1 auch für den Fall zu ver-
pflichten, dass der Verstoß durch ein Nachunternehmen 
oder einen Verleiher von Arbeitskräften begangen wird 
und das beauftragte Unternehmen den Verstoß kannte 
oder kennen musste. 3Ist die verwirkte Vertragsstrafe 
unverhältnismäßig hoch, so kann sie vom öffentlichen 
Auftraggeber auf Antrag des beauftragten Unterneh-
mens auf einen angemessenen Betrag herabgesetzt 
werden. 

 (1) unverändert 

  
 (2) Der öffentliche Auftraggeber vereinbart mit dem 
beauftragten Unternehmen, dass die schuldhafte und 
nicht nur unerhebliche Nichterfüllung einer sich aus den 
Erklärungen nach § 5 Abs. 1 bis 3 und § 6 Abs. 1 erge-
benden Verpflichtung durch das beauftragte Unterneh-
men oder ein Nachunternehmen den öffentlichen Auf-
traggeber zur fristlosen Kündigung aus wichtigem Grund 
berechtigt. 

 (2) unverändert 

  
 (3) Hat das beauftragte Unternehmen oder ein 
Nachunternehmen mindestens grob fahrlässig oder 
mehrfach gegen die sich aus den Erklärungen nach § 5 
Abs. 1 bis 3 und § 6 Abs. 1 ergebenden Verpflichtungen 
verstoßen, so ist das betreffende Unternehmen oder 
Nachunternehmen vom öffentlichen Auftraggeber für die 
Dauer von bis zu drei Jahren von seiner öffentlichen Auf-
tragsvergabe auszuschließen. 

 (3) unverändert 

  
 (4) Die öffentlichen Auftraggeber haben die für die 
Verfolgung und Ahndung von Ordnungswidrigkeiten 
nach § 23 AEntG und § 18 MiArbG zuständigen Stellen 
zeitnah über Verstöße der Unternehmen gegen Ver-
pflichtungen nach § 5 Abs. 1 und 2 zu informieren. 

 (4) Die öffentlichen Auftraggeber haben die für die 
Verfolgung und Ahndung von Ordnungswidrigkeiten 
nach § 23 AEntG und § 18 MiArbG zuständigen Stellen 
____ über Verstöße der Unternehmen gegen die in § 5 
Abs. 1 und 2 genannten Mindestentgeltregelungen zu 
informieren. 
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§ 17 § 17 
Übergangsbestimmungen Übergangsbestimmungen 

  
 Auf Vergaben, die vor dem Inkrafttreten dieses Ge-
setzes begonnen haben, ist das Niedersächsische Lan-
desvergabegesetz vom 15. Dezember 2008 (Nds. GVBl. 
S. 411), geändert durch Gesetz vom 19. Januar 2012 
(Nds. GVBl. S. 6), anzuwenden.  

unverändert 

  
 § 17/1 
 Evaluation 
  
  Die Landesregierung überprüft bis zum 

31. Dezember 2015 die Auswirkungen dieses Geset-
zes im Hinblick auf die Erreichung der gesetzlichen 
Zielsetzung eines fairen Wettbewerbs um öffentliche 
Aufträge sowie einer umwelt- und sozialverträgli-
chen Beschaffung durch die öffentliche Hand. 

  
§ 18 § 18 

Inkrafttreten Inkrafttreten 
  
 1Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2014 in Kraft. 
2Abweichend von Satz 1 tritt § 5 Abs. 4 am Tag nach der 
Verkündung dieses Gesetzes in Kraft. 

 1Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2014 in Kraft. 
2Abweichend von Satz 1 treten § 3 Abs. 2, 3, § 5 Abs. 4, 
5, § 6 Abs. 2 und § 13 Abs. 4 am Tag nach der Ver-
kündung dieses Gesetzes in Kraft. 

 

(Ausgegeben am 18.10.2013) 
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